Bürgerrecht für 2. und 3. Ausländergeneration?

In der Schweiz leben heute fast 1,5 Millionen Ausländerinnen und Ausländer. Mehr als die Hälfte von ihnen ist hier geboren oder lebt schon über zehn Jahre in der Schweiz. Das neue Einbürgerungsrecht, über das die Schweiz demnächst abstimmt, soll integrierten Jugendlichen und Erwachsenen die Einbürgerung erleichtern. Wer sich im Kopf und im Bauch als Schweizerin oder Schweizer fühlt, soll es auch auf dem Papier werden können.

Wer sich heute in der Schweiz einbürgern lassen will, muss sich auf einen langen Instanzenweg begeben und unter Umständen über einen gut gefüllten Geldbeutel verfügen. Das dreistufige Verfahren in Bund, Kanton und Gemeinde kann Jahre dauern, teils werden mehrmals die selben Sachverhalte überprüft. Das Verfahren ist kompliziert und teuer. Es gibt Gemeinden und Kantone, die bis zu mehreren zehntausend Franken Einbürgerungsgebühr verlangen. Die Wohnsitzfristen variieren je nach Kanton und Gemeinde zwischen zwei und zwölf Jahren.

Vor allem für jene jungen Ausländerinnen und Ausländer, die hier geboren oder aufgewachsen sind, die sich einzig durch ihren ausländischen Pass von ihren gleichaltrigen Kollegen unterscheiden, sind solche erschwerten Einbürgerungsbedingungen störend und abschreckend. Sie werden unnötig ausgegrenzt statt integriert.

Der Bundesrat schlägt deshalb ein Paket mit Verfassungs- und Gesetzesänderungen vor, um die verschiedenen Mängel zu beseitigen. Insbesondere sollen Jugendliche der zweiten Generation und die dritte Generation die Chance bekommen, gleichwertig am gesellschaftlichen und politischen Leben der Schweiz teilzunehmen.

Mehr als die Hälfte der Kantone haben bereits von sich aus Einbürgerungserleichterungen für Jugendliche der zweiten Generation eingeführt. Diese Regelungen haben sich bewährt, es bestehen aber Unterschiede in den einzelnen Verfahren. Der Bund will deshalb für die ganze Schweiz einheitliche Bedingungen festlegen; die Zuständigkeit der Kantone soll dabei nicht angetastet werden. 

Die erste Vorlage betrifft die erleichterte Einbürgerung von Jugendlichen zwischen dem 14. und 24. Lebensjahr. Diese können ein Gesuch auf erleichterte Einbürgerung stellen, wenn sie mindestens 5 Jahre ihrer obligatorischen Schulzeit in der Schweiz absolviert haben und seither mit einer Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung in der Schweiz wohnen. Ausserdem müssen sie mindestens zwei Jahre in der Einbürgerungsgemeinde gewohnt haben, in der Schweiz integriert sein, eine Landessprache sprechen und die Rechtsordnung beachten. Weiter ist in dieser Vorlage auch die Vereinfachung des eigentlichen Einbürgerungsverfahren für alle integriert. Die Überprüfung der Einbürgerungsvoraussetzungen soll neu weitgehend den Kantonen überlassen werden 

Die zweite Vorlage befasst sich mit dem Bürgerrechtserwerb von Kindern der dritten Ausländergeneration. Ein in der Schweiz geborenes Kind, das mind. einen Elternteil hat, der in der Schweiz aufgewachsen ist, erhält neu automatisch das Schweizer Bürgerrecht. 

Quellen www.parlament.ch und www.swisspolitics.ch 

Vortrag dazu auf: http://www.eka-cfe.ch/d/Doku/Kurzvortrag_neutral_folien.pdf 

Praktisches e-lernen: 
www.userlearn.ch
buergerrecht grundinfo

